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Vergangene Woche war Welt-Vitamin-
D-Tag. Dieser wäre laut Lebensmittel-
verband Deutschland ein guter Anlass
gewesen, um auf die „gravierende Un-
terversorgung der deutschen Bevölke-
rung mit Vitamin D, dem ‚Sonnen-Vi-
tamin‘“ aufmerksam zu machen. „Statt-
dessen lancieren die Verbraucherzen-
tralen einen unseriösen Marktcheck,
der Lebensmittel mit Vitamin D-Zusatz
zu Unrecht diffamiert – denn diese sind
selbstverständlich sicher und entspre-
chen dem Recht“, so der Verband.

Die Verbraucherzentralen hatten in
einer Stichprobe 109 Lebensmittel un-
tersucht, die mit Vitamin D angerei-
chert waren (lz 44-21). 68 Proben wür-
den über keine Erlaubnis für eine sol-
che Anreicherung verfügen, darunter
Produkte von Nestlé, Danone, Amecke,
Alpro, Eckes-Granini, Rabenhorst. Der
Zusatz von Vitamin D sei in Deutsch-
land für die meisten Lebensmittel ver-
boten, so die Verbraucherschützer –
und bedürfe daher einer Ausnahmege-
nehmigung oder Allgemeinverfügung.

Anders Lebensmittelrechtsexperte
Alfred Hagen Meyer: „Das deutsche
Verbot der Anreicherung mit Vitamin D
widerspricht dem vorrangigen EU-
Recht.“ Das hätten sowohl der Europäi-
sche Gerichtshof (EuGH) in 2017 als
auch der BGH in 2010 klargestellt.

Vereinfacht gesagt ist laut EU-Recht
eine Anreicherung von Lebensmitteln
mit Vitamin D zulässig. Da aber noch
keine Höchstwerte festgelegt sind, dür-
fen die EU-Staaten insoweit weiter na-
tionales Recht anwenden. Diese Aus-
nahmeregelung hat Berlin bis diesen
August so interpretiert, dass Vitamin D
immer noch als ein den Zusatzstoffen
gleichgestellter zulassungspflichtiger
Stoff galt. Eine Gleichstellung, die das
Bundesernährungsministerium infolge
des EuGH-Urteils „Queisser“ (lz 06-17)
vor drei Monaten aufgehoben hat – in-
des, und das ist die Krux, nicht ersatz-
los. „Es ist inkonsequent und verstößt
gegen EU-Recht, dass sich das Ministe-
rium nicht komplett vom Verbotsansatz
getrennt hat, sondern ein Hintertür-

chen offengelassen hat“, kritisiert eine
Anwältin, die namentlich nicht genannt
werden möchte. Dieses halbherzige
Vorgehen nähmen die Verbraucherzen-
tralen nun zum Anlass, quasi zum Boy-
kott von Vitamin-D-angereicherten Le-
bensmitteln aufzurufen – und eine gan-
ze Branche grundlos zu kriminalisieren.
Sie rät betroffenen Unternehmen, sich
gegen behördliche Beanstandungen zu
wehren.

Die Firmen reagieren unterschied-
lich. Nestlé betont, für alle monierten
Cerealien-Produkte eine Allgemeinver-
fügung zu haben. Danone erklärt: „Der
Vitamin-D-Zusatz erfolgt im Einklang
mit dem Lebensmittelrecht, da die
deutschen Regelungen überholt sind.“
Zudem setze man Vitamin D seit über
zehn Jahren ein, ohne dass deutsche
Behörden dies beanstandet hätten. Ra-
benhorst unterstreicht, die gewählte
Anreicherung bewege sich mit maximal
5 Mikrogramm Vitamin D pro empfoh-
lener täglicher Verzehrmenge im abso-
lut sicheren Bereich. „Das Bundesinsti-
tut für Risikobewertung hält eine tägli-
che Zufuhrmenge von 20 Mikrogramm
Vitamin D für sicher“, heißt es weiter.

„Die Vitamin-Anreicherung für
Fruchtsäfte ist explizit erlaubt“, sagt Ju-
dith Hausner, Verband der deutschen
Fruchtsaft-Industrie. Zudem gebe es
hierzulande gerade kein explizites Ver-
bot der Vitamin-D-Anreicherung, son-
dern eine juristische Grauzone, die seit
dem EuGH-Queisser-Urteil aber heller
geworden sei. „Von daher wagen sich
die Verbraucherzentralen ganz schön
weit aus dem Fenster.“ gmf/lz 45-21

Verbraucherzentralen prangern bei vielen angereicherten Produkten fehlende Genehmigung an – Hersteller halten Erlaubnis für unnötig

Die unklare Rechtslage zur An-
reicherung von Lebensmitteln mit
Vitamin D führt zu einem harschen
Schlagabtausch zwischen Herstel-
lern und Konsumentenschützern.

Danone & Co. kontern Vorwürfe zu Vitamin D

Vitamin-D-angereichert: Umstritten, ob diese Produkte einer Erlaubnis bedürfen.
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68
von 109 untersuchten
Lebensmitteln mit Vitamin-D-
Anreicherung verfügten über
keine Erlaubnis

Der Verbraucherzentrale Bundesver-
band (Vzbv) wendet sich mit einem
„Vier-Punkte-Paket für ein gesünde-
res Lebensmittelangebot“ an die Po-
litik. So solle die neue Ampel-
koalition eine strenge Regulierung
der an Kinder gerichteten Lebens-
mittelwerbung im Koalitionsvertrag
vereinbaren – sowie gesetzliche
Höchstmengen für Fett, Salz und
Zucker in Lebensmitteln mit Kin-
deroptik. Zweitens eine ambitio-
nierte Weiterführung der Nationalen
Reformulierungsstrategie. Drittens
eine Senkung der Mehrwertsteuer
auf Obst, Gemüse, Hülsenfrüchte.
Und schließlich die verbindliche
Einführung des Nutri-Score in Euro-
pa. Zudem erklärte der Vzbv in
Richtung Bundesernährungsminis-
terium: „Um Verschwendung effek-
tiv entgegenzutreten, braucht es
mehr als eine Vereinfachung des Ab-
verkaufs noch verzehrbarer Lebens-
mittel: Akteure der Lieferkette müs-
sen Lebensmittelverluste offenlegen
und die Bundesregierung muss Re-
duktionsziele festlegen.“

Der Handelsverband Lebensmit-
tel (BVLH) reagiert skeptisch: „An
einer nachhaltigeren Gestaltung des
Ernährungssystems führt kein Weg
vorbei. Die Menschen müssen aber
auch mitgenommen werden“, sagt
Hauptgeschäftsführer Franz-Martin
Rausch der LZ. Das aber funktionie-
re nicht, wenn man ihnen vorschrei-
be, was und wie sie einzukaufen und
zu essen haben. Die Ansprüche der
Bürger an Lebensmittel seien vielfäl-
tig, nicht immer widerspruchsfrei:
gesund und genussvoll, nachhaltig,
qualitativ hochwertig und dennoch
bezahlbar. gmf/be/lz 45-21

Vzbv will strengere
Ernährungspolitik


